
 

 

Niedersächsische Verordnung 
über den Schießübungsnachweis (NSchießÜVO)   

 

Begründung: 

Zu § 1 (Umfang und Inhalt der Schießübung) 

Im § 1 der Verordnung über den Schießübungsnachweis werden die Bedingungen für die Teilneh-

menden an einer Gesellschaftsjagd, die die Jagd ausüben wollen, festgelegt. Die Schießübung dient 

gleichermaßen der Verbesserung des Trefferergebnisses als auch der Erhöhung der Sicherheit 

durch den Umgang mit der Waffe in einer Schusssituation. Es sollen daher auf einer Schießstätte 

im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 1 WaffG mit einer Büchse und einem Mindestkaliber von .222 min-

destens zehn Schuss abgeben werden, davon mindestens fünf Schuss auf eine sich bewegende 

Schalenwildscheibe oder auf ein sich bewegendes Stück Schalenwild in einer Filmsequenz.  

Für die Teilnahme an einer Gesellschaftsjagd, bei der eine Flinte eingesetzt wird, sind 15 Wurfschei-

ben zu beschießen. Dies entspricht der üblichen Anzahl eines Durchganges bei Schießübungen des 

DJV und wird als angemessen gesehen. Möglich sind dabei alle Arten von Schießübungen bei de-

nen Wurfscheiben eingesetzt werden, also sowohl reine Trap- oder Skeetdisziplinen, aber auch Roll-

hasenübungen oder sogenannte Parcourschießen sind möglich.  

Es sind nicht beide Disziplinen nachzuweisen, sondern es reicht eine der beiden Übungen aus, wenn 

nur mit dieser Art der Munition die Gesellschaftsjagd durchgeführt wird. Da die Waffenhandhabung 

unterschiedlich ist, würde eine beide Munitionsarten umfassende Schießübung nur einen geringen 

Mehrwert bringen und zugleich die begrenzten Schießstandkapazitäten binden. 

Da § 24 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 NJagdG vorsieht, dass die erforderliche Schießübung mit der 

Munitionsart erfolgt, die auch bei der Gesellschaftsjagd eingesetzt wird, reicht ein Nachweis der 

Nutzung eines Laserschießkinos oder eines Echtzeitkino-Schießsimulators für den Nachweis nicht 

aus.  

Zu § 2 (Schießübungsnachweis)  

Ziel ist es, den Nachweis des Übungsschießens nachvollziehbar zu gestalten. Da schon viele Nach-

weishefte im Umlauf sind, sollen diese weiter genutzt werden können. Daher bleibt die Vorgabe für 

das Dokument, in dem die Teilnahme am Übungsschießen bescheinigt wird, allgemein und regelt, 

dass Vorname und Name der zur Jagd Befugten oder des zur Jagd Befugten enthalten sein muss.   

Die verantwortliche Aufsichtsperson bestätigt für die Dokumentation die Erfüllung der Schießdiszip-

lin mit ihrer Unterschrift, versehen mit dem Datum sowie unter Angabe des Namens der Schieß-

stätte. 

Eine Ausnahme des in § 1 beschriebenen Übungsumfanges wird gesehen, wenn in den vergange-

nen zwölf Monaten eine Jägerprüfung nachweislich erfolgreich abgelegt wurde. Hier ist durch den 

erbrachten Leistungsnachweis in der Prüfung der Übungsnachweis miterfüllt. Als weitere Ausnahme 

ist die nachweisliche Teilnahme an Kreis-, Bezirks- oder Landesmeisterschaften im jagdlichen 

Schießen, auf denen alle Disziplinen mit den verpflichtenden Mindestkalibern geschossen wurden, 

zu sehen. Hier sind die gewünschten Übungseffekte sowohl zur Waffenhandhabung als auch zur 

Trefferleistung schon vorhanden.  
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Zu § 3 (Übergangsvorschrift) 

Da die Schießstandkapazitäten begrenzt sind, können die Übungsschießen nicht zu einem bestimm-

ten Stichtag absolviert werden, sondern müssen über das Jahr verteilt erfüllt werden. Vorhandene 

Schießübungsnachweise (sofern sie nicht älter als ein Jahr sind) verlieren daher mit Inkrafttreten der 

Verordnung nicht ihre zwölfmonatige Gültigkeit. 

Zu § 4 (In-Kraft-Treten) 

Die Verordnung soll nach Beendigung der Jagdsaison am 1. Februar 2025 in Kraft treten. Die Jäge-

rinnen und Jäger haben rd. neun Monate Zeit, im Rahmen einer möglichst gleichmäßigen Verteilung 

der Kapazitäten auf den Schießstätten ihre Schießübungsnachweise zu erlangen. 

 

 

 

 


